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Editorial

Die deutsche Linkspartei „kann nicht Krise“. 
Es gab weder zur Finanzkrise 2008, noch zur 
„Euro-Krise“ ab 2010, noch zur „Flüchtlings-
krise“ 2015, noch zur „Corona-Krise“ 2020, 
noch jetzt zur Energie- und Gaspreiskrise oder 
zur Inflation eine klare politische Positionierung 
der Linken, die in der Bevölkerung einen ernst-
haften Widerhall gefunden hätte. Als die ein-
zige linke Regierung in der EU, die Syriza-Re-
gierung von Alexis Tsipras, im Jahre 2015 eine 
Volksabstimmung in Griechenland gewann 
gegen die von der EU verordnete Schuldknecht-
schaft, die maßgeblich von dem damaligen 
deutschen Finanzminister Wolfgang Schäuble 
konstruiert worden war, traute sich die deutsche 
Linke nicht zur Solidarität und zur harten 
Kritik an der Regierungspolitik, sondern 
stimmte mehrheitlich in den sozialdemokra-
tischen Chor ein, die griechische Staatsschul-
denkrise könnte deutsche Kleinsparer behel-
ligen.

Jetzt hat Putins Aggressionskrieg in der 
Ukraine die Linke zusätzlich in der Friedens-
frage in eine Sinnkrise gestürzt. Es gibt wech-
selseitige Austritte, die einen beschimpfen die 
anderen als „Kriegstreiber“, die poltern zurück: 
„Putin-Knechte“. Innerparteiliche Verbunden-
heit sieht anders aus. Forderungen der einen, 
die anderen sollten aus der Partei ausgeschlos-
sen werden, oder umgekehrt, die sollten end-
lich austreten, tun ein übriges.

Valter Pomar, außenpolitischer Berater des 
wiedergewählten linken brasilianischen Prä-
sidenten Lula, schrieb bereits im Sommer 2022 
(www.welttrends.de), dass es in der latein-
amerikanischen Linken unterschiedliche Po
sitionen zum Krieg in der Ukraine gibt. Es gäbe 

„tatsächlich extreme Positionen, die scheinbar 
Sprecher für die Positionen von Wladimir 
Putin bzw. Joe Biden sind“. Diese Vielfalt an 
Positionen sei jedoch nichts Neues. Die Di-
versität der Positionen sei ein Merkmal sowohl 
der globalen Linken als auch der lateinameri-
kanischen Linken. In der Debatte darüber, wie 
man sich angesichts des Krieges von 1914-1918 
positionieren sollte, gab es in der Zweiten 
Internationale mindestens zwei Blöcke: eine 
Minderheit von „Defätisten“ und eine Mehrheit 
für die Unterstützung der Position der eigenen 
Regierung. Und diese Mehrheit wiederum war 
gespalten zwischen Anhängern der Entente 
und Anhängern der Mittelmächte.

Wladimir Putin ist ein Nationalist, Anti-
kommunist und Konservativer und das sind 
einige der Elemente, warum die Linke im All-
gemeinen und die russische Linke im Beson-
deren unzählige Gründe haben, sich gegen ihn 
und seine Regierung zu stellen. Aber es ist 
weder nötig, so weiter Pomar, Putin zu unter-
stützen, noch müssen wir die Militäraktion in 
der Ukraine begrüßen, um anzuerkennen, dass 
die NATO in der Vorgeschichte wie im Verlauf 
des Krieges eine unheilvolle Rolle gespielt hat 
und spielt. Die Vielfalt der Positionen auf der 
Linken ergibt sich aus der Existenz verschie-
dener Linker, die unterschiedliche historische 
Entwicklungen, unterschiedliche Orte in der 
Welt und verschiedene Segmente der Arbeiter-
klasse zum Ausdruck bringen. Diese Unter-
schiede äußern sich wiederum in den jeweili-
gen Taktiken und Strategien, programmatisch 
und theoretisch. Es sei also kein Wunder, dass 
es auf der Linken unterschiedliche Positionen 
zum Krieg in der Ukraine gibt. Es überrasche 
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auch nicht, dass sich der „kleinste gemeinsame 
Nenner” der Positionen in der lateinamerika-
nischen Linken von dem der Positionen in der 
europäischen Linken unterscheidet. Die latein-
amerikanischen Linken würden von den 
europäischen nichts erwarten, die sind mit sich 
selbst beschäftigt.

Bei der Bundestagswahl am 26. September 
2021 kam die Linkspartei bundesweit auf 4,9 
Prozent. Nur weil sie ein drittes Direktmandat 
in Leipzig erhielt, kam sie in Fraktionsstärke 
in den Bundestag. In den derzeitigen Umfragen 
liegt sie zwischen 4 und 6 Prozent, es hat sich 
also nichts bewegt im Vergleich zu 2021, wäh-
rend die CDU/CSU auf 29 Prozent kommt, 
damals 24, und die AfD auf 15-16 Prozent, bei 
der Bundestagswahl 2021 10 Prozent.

Schaut man auf die Linke in anderen euro-
päischen Ländern, so zeigt sich ein ähnliches 
Bild des Niedergangs und der Ratlosigkeit. 
Deshalb hatte die Initial-Redaktion vor einem 
Jahr beschlossen, diesen Schwerpunkt zur 
Krise der Linken zu machen. Das geschah 
lange vor dem Ukraine-Krieg. Das heißt, die 
Ursachen für die Krise liegen nicht in diesem 
Krieg, sondern wurden durch ihn „nur“ ver-
stärkt. Sie liegen tiefer. Und sie haben Gründe 
nicht nur in dilettantischer Politik des Spitzen-
personals, falschen politischen Akzentsetzun-
gen und Feigheit vor dem bürgerlichen Main-
stream, sondern es gibt sozio-struktuelle 
Ursachen, die damit zusammenhängen, dass 
auf den Spätkapitalismus des 21. Jahrhunderts 
und seine Verwerfungen viele Antworten aus 
dem 20. Jahrhundert nicht mehr passen.

Michael Brie, der bereits seit den 1990er 
Jahren bemüht ist, die PDS und dann Die 
Linke intellektuell zu begleiten, bezieht sich 
auf aktuelle politikwissenschaftliche Studien, 
die das Wahlverhalten in westlichen liberalen 
Demokratien über die letzten sechzig Jahre 
systematisch ausgewertet haben. Zu den augen-
scheinlich bleibenden Wandlungen gehört, 
dass sich ein umfassender Umbau der partei-
politischen Orientierungen und Dominanz-
strukturen vollzogen hat. Dabei sei ein Vaku-
um aufgetreten: Die große Gruppe der Lohn-
arbeitenden, die über keine hohe Bildung und 
kein hohes Einkommen verfügen, sei politisch 
heimatlos. Sie habe keinen dauerhaften ver-

lässlichen politischen Ansprechpartner mehr 
– ein Platz, den in den 1950er oder 1960er 
Jahren die Sozialdemokratie und westliche 
Kommunistische Parteien eingenommen hat-
ten. Der Siegeszug des neoliberalen Finanz-
markt-Kapitalismus war nur möglich, weil er 
verhindern konnte, dass die mit der „Wissens-
gesellschaft“ aufstrebenden neuen Gruppen 
mit höherer Bildung ein Bündnis mit der „alten“ 
organisierten Arbeiterbewegung eingingen. 
Die Herrschenden betrieben erfolgreich Klas-
senspaltung. Der Neoliberalismus konnte 
hegemonial werden, weil er die Freiheitsan-
sprüche neuer sozialer Schichten und Gene-
rationen mit dem Projekt des Umbaus des 
Sozialstaats in den Wettbewerbsstaat einer den 
Interessen der Kapitaloligarchien untergeord-
neten Globalisierung zu verbinden vermochte. 
Die Entfesselung der Märkte wurde zum Frei-
heitsversprechen gemacht. Die soziale Frage 
wurde durch die Frage der Freiheit der Indivi-
duen, der Unternehmen, der Erfolgreichen 
abgelöst.

Die wichtigste Ursache für den gegenwär-
tigen Tiefstand des linken Einflusses in Ost-
europa liegt nach wie vor in der Art des Sys-
temwechsels von 1989 begründet, so Dieter 
Segert, einer der kundigsten Osteuropa-Kenner 
in Deutschland. Die existierende staatssozia-
listische Ordnung war in eine tiefe Krise ge-
raten und brach zusammen. An die Stelle der 
Diktaturen traten demokratische Ordnungen. 
Die vorherigen kommunistischen Staatspar-
teien transformierten sich überwiegend in 
sozialdemokratische Parteien – eine kleine 
Zahl, vor allem in Südosteuropa, verwandelte 
sich in nationalistische Parteien. Der gleich-
zeitig vollzogene Wechsel des Wirtschafts-
modells und der sozialen Ordnung schien 
jedoch eine sozialdemokratische Politik des 
Schutzes der Beschäftigten und der Unter-
stützung des sozialen Ausgleichs auszuschlie-
ßen. Die reformierten Postkommunisten 
wurden als Sozialdemokraten zu einem haupt-
sächlichen Gestalter einer Transformation, in 
der eine Bevölkerung, die 1989 eine Verbesse-
rung ihrer Lebenssituation erwartet hatte, 
stattdessen jedoch den Härten eines nahezu 
unregulierten Kapitalismus ausgesetzt wurde. 
Zwar hätte der Zusammenbruch des Staats-
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sozialismus als eine Bestätigung des sozial-
demokratischen Gegenmodells zum kommu-
nistischen Weg verstanden werden können, 
real aber führte die Delegitimierung des 
staatssozialistischen Modells in eine Krise der 
politischen Linken insgesamt. So erodierte 
überhaupt die Idee, dass es eine grundsätzliche 
Alternative zum bestehenden kapitalistischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell geben 
könnte. 

Der Vorzug des Textes von Cornelia Hilde-
brandt zum Stand der Dinge bei den Linken 
– im Sinne von links der Sozialdemokratie und 
der Grünen – in EU-Europa ist, dass sie als 
derzeitige Co-Vorsitzende von „Transform! 
europe“, der politischen Stiftung der Europäi-
schen Linken (EL), über tiefe Kenntnisse der 
Entwicklungen in der Europäischen Linken 
und in den einzelnen Parteien verfügt. Die 
Erfolge und Misserfolge der Parteien in den 
verschiedenen Ländern haben jeweils konkre-
te Gründe. Die jedoch nicht verallgemeinerbar 
sind. Die Linke in der EU ist insgesamt in einer 
Defensivposition, aus der es bisher keinen 
Ausweg zu geben scheint.

Den Niedergang der radikalen Linken in 
Italien beschreibt exemplarisch Paolo Chioc-
chetti. Lange Zeit galt Italien als Hochburg der 
radikalen Linken in Westeuropa sowie als 
politisches und intellektuelles Vorbild für 
linke Kräfte in anderen Ländern. Vor 1989 war 
die Italienische Kommunistische Partei die 
stärkste kommunistische Partei diesseits (oder 
jenseits, je nach Betrachtungswinkel) des 
Eisernen Vorhangs und stärker als die Summe 
sämtlicher Schwesterparteien. Auf ihrem Hö-
hepunkt im Jahre 1976 konnte sie sich auf 12,6 
Millionen Wähler (34,4 Prozent), 1,8 Millionen 

Mitglieder und ein mächtiges Netzwerk von 
Vorfeldorganisationen und Regierungsstellen 
in mehreren Regionen und Großstädten stüt-
zen. Die Sozialdemokratisierung von Programm 
und Politik nach 1989 sowie der ausdrückliche 
Verzicht auf die kommunistische Identität 
haben zu einem beispiellosen politischen Ver-
fall und in die Bedeutungslosigkeit geführt. 

Da angesichts der Wohnungsmisere und 
der Hilflosigkeit der Linken in der Wohnungs-
frage in Berlin immer mal wieder die Erfahrung 
Wiens aufgerufen wird, haben wir in Georg 
Spitaler einen sehr kundigen Autor gewinnen 
können, der die Geschichte des „Wohnbaus im 
Roten Wien“ seit 1919 beschreibt. Die Pfad-
abhängigkeit der Priorität des Sozialen und 
der kommunalen Dominanz in der Wohnungs-
politik in Wien ist so stark, dass auch der 
Neoliberalismus das bisher nicht umkehren 
konnte. Hinzu kommt ein fach- und sachkun-
diger Beitrag zur Kommunalpolitik von Lutz 
Brangsch. Nach 1990 war viele Jahre lang im 
Osten Deutschlands die Kommunalpolitik ein 
wichtiger Bestandteil und eine Grundlage der 
politischen Reichweite und des Einflusses der 
Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) 
und dann der Linkspartei. Das hat sich ver-
ändert, wegen des demographischen Wandels, 
des Verschwindens jener Generationen von 
Parteimitgliedern und Wählern, die dies ver-
körperten und umsetzten, und wegen der 
Veränderungen in den gesellschaftlichen Ver-
hältnissen und in der Kommunalpolitik. 
Gleichwohl bleibt dies ein wichtiges Feld linker 
Politik, auf dem vieles erreicht, aber auch ver-
tan werden kann.

Erhard Crome
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Michael Brie 

Von den Schwierigkeiten der Linken, 
gegen den Sturm zu segeln

Die politisch Heimatlosen

Im Juni 2022 erschien eine Studie von Herbert 
Kitschelt und Philipp Rehm von der Duke Uni-
versity bzw. der Ohio State University, die das 
Wahlverhalten in westlichen liberalen Demo-
kratien über die letzten sechzig Jahre systema-
tisch auswertet. Sie gibt wichtige Hinweise auf 
einscheidende und bleibende Wandlungen, 
bleibt jedoch in den Schlussfolgerungen aus 
den eigenen Befunden eher zurückhaltend. Eine 
der wichtigsten Aussagen dieser Studie war, 
dass sich in allen Ländern, die sie untersucht 
haben, ein umfassender Umbau der partei-
politischen Orientierungen und Dominanz-
strukturen vollzogen hat. Dabei sei aber ein 
unerklärliches Vakuum aufgetreten: Die große 
Gruppe der Lohnarbeitenden, die über keine 
hohe Bildung und kein hohes Einkommen ver-
fügen, sei politisch heimatlos. Sie habe keinen 
dauerhaften verlässlichen politischen Ansprech-
partner mehr (Kitschelt, Rehm 2022: 81) – ein 
Platz, den in den 1950er oder 1960er Jahren die 
Sozialdemokratie und westliche Kommunisti-
sche Parteien eingenommen hatten.

Was zunächst „nur“ als eine Frage des 
Parteienwettbewerbs und einer „Anomalie“ 
fehlenden politischen Angebots bei vorhan-
dener gesellschaftlicher Nachfrage erscheint, 
reicht sehr tief, wie Kitschelt und Rehm deut-
lich machen. Die massiven Veränderungen im 
Feld des Parteienwettbewerbs vollzogen sich 
in den vergangenen 60 Jahren vor dem Hinter-
grund eines tiefgreifenden Strukturwandels 
des Kapitalismus und seiner Klassenstruktur 
im Übergang von einer Gesellschaft, in der die 
Industriearbeiter einen hohen Anteil an un-

selbständiger Beschäftigung bildeten, zu einer 
Gesellschaft, in der die Arbeitsverhältnisse im 
Dienstleistungs- und Wissenssektor dominie-
ren. Früher unvorstellbare fünfzig Prozent und 
mehr derer, die die Schule beenden, beginnen 
heute ein Studium. Um die Veränderungen im 
Parteiensystem der liberalen Demokratien zu 
erklären, geht die Studie von Kitschelt und 
Rehm von einer schlagend einfachen Annahme 
aus: Sie unterscheiden analytisch scharf vier 
soziale Großgruppen, die sich mit Blick auf 
zwei Kriterien voneinander unterscheiden – 
Bildung und Einkommen. Zu niedriger Bildung 
werden alle gezählt, die keine Hochschulbildung 
haben (über kein tertiary educational certificate 
verfügen); niedriges Einkommen haben nach 
der von Kitschelt und Rehm vorgenommen 
Klassifikation alle, die in den unteren zwei 
Dritteln der Einkommensverteilung liegen. 
Ihre Ausgangsannahme ist, „dass die Wähler 
– in Gruppenaggregaten – über wohlverstan-
dene politische Grundeinstellungen verfügen, 
die sich aus ihren wirtschaftlichen und sozia-
len Erfahrungen ableiten und die es ihnen 
ermöglichen, politische Präferenzen im Ein-
klang mit ihren Grundüberzeugungen zu 
entwickeln.“ (Kitschelt, Rehm 2022: 8) Personen 
mit niedrigem Einkommen seien für Umver-
teilung und die mit höherem Einkommen 
dagegen. Wer über weniger Bildung verfüge, 
sei autoritär, mit höherer Bildung dagegen li-
bertär orientiert (Abb. 1). Kitschelt und Rehm 
weisen nach, dass sich in den letzten sechzig 
Jahren die Größe dieser Gruppen in ihrem 
Verhältnis zueinander deutlich verändert hat. 
Die Gruppe derer mit niedrigen Einkommen 
und niedriger Bildung sank von über 65 Pro-
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zent auf unter 50 Prozent, die mit hoher Bildung 
und niedrigem Einkommen dagegen stieg von 
fast Null auf nahe 20 Prozent. Der Anteil jener 
mit niedriger Bildung, aber hohem Einkommen 
dagegen sank von rd. 30 auf gut 15 Prozent, 
und die, die über hohe Bildung und hohes 
Einkommen verfügen, machen nicht mehr nur 
7-8 Prozent aus, sondern rd. 25 Prozent. Dies 
bedeutet, dass das Verhältnis der Gruppen mit 
niedrigem zu jenen mit hohem Einkommen 
weitgehend gleich geblieben ist (65:35), aber 
zugleich sich das Verhältnis jener mit niedriger 
Bildung zu denen mit hoher Bildung von 90:10 
auf 65:35 sank. Natürlich sind alle diese Zahlen 
stark verallgemeinerte Durchschnittswerte. 

Ausgehend von diesen Überlegungen stel-
len Kitschelt und Rehm die Hypothese auf, 
dass es zu einer „Umkehr der Polarität“ (po-
larity reversal) gekommen sei. In der alten 
Industriegesellschaft hätte jene, die nur nied-
rige Bildung und ein niedriges Einkommen 
gehabt hätten, den Kern des linken Parteilagers 
ausgemacht, während jene, die über hohe 
Bildung und hohes Einkommen verfügten, am 
stärksten mit dem rechten Parteilager ver-
bunden gewesen seien. Dies habe sich deutlich 
verkehrt: „Die traditionellen Kerngruppen des 
linken Parteifeldes (niedrige Bildung/ geringes 
Einkommen) und des rechten Parteifeldes 
(hohe Bildung/ hohe Einkommen) werden zu 
weniger zuverlässigen Anhängern des Feldes. 
Im Gegensatz dazu werden die ehemals um-
kämpften Gruppen der Bürger mit niedrigem 
Bildungsniveau/ hohem Einkommen und mit 
hohem Bildungsniveau/ geringem Einkommen 
zu den neuen Kernanhängern der rechten bzw. 
linken Parteien.“ (Kitschelt, 
Rehm 2022: 19) Die politisch 
umkämpften sozialen Grup-
pen von gestern mit geringer 
Loyalität zu linken bzw. rech-
ten Parteien sind zu den 
Kerngruppen der jeweiligen 
Parteienlager aufgestiegen, 
während die, die die Haupt-
bataillone der Linken und 
Rechten von Gestern waren, 
heimatlos wurden und sich 
von Fall zu Fall politisch 
orientieren (Abb. 1). 

Da sich, wie oben angemerkt, der Anteil 
derer mit hoher Bildung an der Bevölkerung 
deutlich erhöht hat, erklärt dies nach Kitschelt 
und Rehm, warum die „Nachfrage“ nach liber-
tären Positionen deutlich gestiegen ist und sich 
die Bedeutung der Konfliktlinie „libertär vs. 
autoritär“ erhöht hat. Was Kitschelt und Rehm 
nicht in solcher Klarheit aussprechen, ist, dass 
der Umkehr der Polarität bei den Wählergrup-
pen, die sich linken bzw. rechten Parteilagern 
zuwenden, zugleich eine Umkehr des domi-
nanten Konflikts entspricht. Dies ist besonders 
scharf in den USA zu beobachten: Die Führung 
der Demokratischen Partei konzentriert sich 
stark auf libertäre Positionen (mit sozialen 
Akzenten), Trump dagegen setzt ganz auf die 
autoritäre Karte (mit marktwirtschaftlichen 
Akzenten). Die Mobilisierungskraft der Demo-
kraten bzw. der Republikaner liegt bei den 
neuen Stammwählergruppen. Zugleich wird 
versucht, die in ihren parteipolitischen Orien-
tierungen schwankenden Gruppen zu demo-
bilisieren oder ihnen Angebote zu unterbreiten, 
um sie „zu kaufen“. Die Umkehr der Polarität 
erfasst nicht nur den Umstand, dass sich die 
Stammgruppen von Parteilagern verlagert 
haben, sondern auch, dass sich die dominie-
rende Achse verschoben hat: Nicht sozialstaat-
liche Umverteilung vs. Marktorientierung, 
sondern das Verhältnis von libertären zu au-
toritären Einstellungen rückt ins Zentrum 
(Abb. 2).

Abb. 1: Stilisierte politische Einstellungen von Gruppen mit hohem 
Bildungsniveau (nach Kitschelt, Rehm 2022)
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Wer ist „autoritär“ und wer „libertär“?

Doch damit fangen die Probleme erst an. 
Während nämlich die Frage, ob Gruppen so-
zialstaatliche Umverteilung oder den Wett-
bewerb der Märkte präferieren, als weitgehend 
wertneutral angesehen wird, gilt dies nicht im 
Verhältnis von libertären und autoritären 
Werten. Sozialstaat und freie Märkte können 
sich beide auf ein eigenes Gerechtigkeitskon-
zept berufen, auf das der Verteilungs- bzw. auf 
das der Leistungsgerechtigkeit. Die Gegner 
des jeweiligen Konzepts mögen hinter ihnen 
kommunistische Gleichmacherei oder Raub-
tierkapitalismus vermuten, aber zumindest im 
sozialwissenschaftlichen Mainstream sind 
Sozialstaat wie Märkte nicht nur faktisch, 
sondern auch normativ als unverzichtbare 
Bedingungen der Entwicklung komplexer Ge-
sellschaften anerkannt. Der Gegensatz von 
libertären und autoritären Orientierungen 
erfährt keine solche Gleichbehandlung, denn 
er ist mit dem Konflikt zwischen Freiheit und 
Unfreiheit aufgeladen. Während Ungleichheit, 
die mit Märkten zwangsläufig verbunden ist, 
in Grenzen akzeptabel erscheint, gilt dies nicht 
für Unfreiheit. Sie ist nach herrschendem li-
beralen Grundkonsens ein unbedingt zu über-
windendes Übel.

Kitschelt und Rehm nehmen die folgenden 
Einstellungen als Maßstab, um libertäre von 
autoritären Orientierungen zu unterscheiden: 
Es ginge dabei um „nichtökonomische Fragen 
der bürgerlichen Freiheiten und der Rechts-
ordnung, um Geschlechterrollen und sexuelle 
Orientierung, um die unhinterfragte Einhaltung 

Abb. 2: Stilisierte politische Einstellungen von Gruppen mit hohem Bildungsniveau 
(nach Kitschelt, Rehm 2022)

kollektiver Normen1, um die Toleranz gegen-
über kultureller Vielfalt von Überzeugungen 
und Praktiken sowie unterschiedlichen Lebens-
stilen und um die Akzeptanz der Einwanderung 
aus Gesellschaften mit anderen kulturellen 
Bräuchen“ (Kitschelt, Rehm 2022: 4). Libertä-
re Einstellungen werden daran festgemacht, 
dass die jeweilige Person die Legalisierung der 
Heirat von Personen gleichen Geschlechts 
befürwortet, sie sich für private Rechte auch 
dann einsetzt, wenn dies die Bekämpfung von 
Kriminalität behindert, sie gegen eine restrik-
tive Einwanderungspolitik ist und den Umwelt-
schutz auch dann einfordert, wenn er das 
Wirtschaftswachstum einschränkt, und wenn 
sie eine weitere Europäisierung fordert (ebd.: 
38). 

Die Schwierigkeiten der Klassifikation li-
bertär/ autoritär werden dann deutlich, wenn 
man unter dem Aspekt des Umweltschutzes 
die Forderungen nach der gesetzlichen Ein-
schränkung des Fleischkonsums, die Einfüh-
rung eines Tempolimits auf Autobahnen oder 
das Verbot des Tragens eines Kopftuchs durch 
Lehrerinnen in Schulen hinzuzieht. In jedem 
dieser Fälle würden eindeutig Freiheiten der 
Einzelnen eingeschränkt. Die gleichen Perso-
nen, die dem Zuzug „aus anderen Kulturen“ 
offen gegenüberstehen, können zugleich ver-
langen, dass diese die in ihren Herkunftsländern 
üblichen Symbole nicht öffentlich zeigen, weil 
ihnen unterstellt wird, damit „autoritäre“ 
Werte zu propagieren, und dies selbst dann, 
wenn die Trägerinnen eines Kopftuchs dies 
genau umgekehrt als Zeichen des Selbstbe-
wusstseins der eigenen Identität gegenüber 
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einer „westlichen“ Umwelt verstehen können. 
Die Freiheitsrechte der Einzelnen unterliegen 
bei den von Kitschelt und Rehm verwandten 
Kriterien offensichtlich einer Zensur, wobei es 
libertär sein soll, möglichst wenige Freiheits-
rechte einzuschränken, wenn es um Krimina-
lität geht, aber möglichst viele, wenn es um 
Umweltschutz geht. Die „libertären“ Grünen 
waren Vorreiter der Beschränkungen vieler 
Freiheitsrechte in der Corona-Pandemie, 
während die „autoritäre“ AfD sich vehement 
dagegen aussprach. Die scheinbar wertneut-
rale Klassifikation erweist sich bei näherer 
Betrachtung als zutiefst ambivalent: Freiheiten 
der Einzelnen werden je nach Bezug auf be-
stimmte gemeinschaftliche Orientierungen 
(Umweltschutz, offene Gesellschaft, westlich-
liberales kulturelles Selbstverständnis) ent-
weder positiv als „libertär“ auf- oder negativ 
als „autoritär“ abgewertet

Auch der Begriff „autoritär“ erweist sich 
bei näherem Hinsehen als zutiefst ambivalent. 
Anders als der Begriff libertär ist der Begriff 
des Autoritären historisch dezidiert negativ 
konnotiert. Er wird im direkten Gegensatz zu 
dem der Freiheit gesehen. Nach diesem Ver-
ständnis ist Freiheit im Sinne von Isaiah Berlin 
die Freiheit von Eingriffen anderer Menschen 
oder Gruppen von Menschen in das Handeln 
der Einzelnen (Berlin 2006: 201) und damit die 
Möglichkeit, von anderen unabhängige Ent-
scheidungen zu treffen. Berlin unterscheidet 
von der negativen Freiheit die positive Freiheit, 
die auf die Frage antwortet: „Von was oder von 
wem geht die Kontrolle oder die Einmischung 
aus, die jemanden dazu bringen kann, dieses 
zu tun oder zu sein und nicht jenes andere?“ 
(Ebd.) 

Wieso aber sollte es autoritär, sprich: fremd-
bestimmt sein, negative Freiheiten der Einzel-
nen auf der Basis gemeinsamer Beschlüsse 
einzuschränken, wenn es um Kriminalität geht, 
aber Ausdruck libertärer, sprich: freiheitlicher 
Einstellungen, wenn es sich um Einschränkun-
gen jener individuellen Freiheiten handelt, die 
den Umweltschutz betreffen? Wieso wird es 
als libertär angesehen, weitgehende Zuzugs-
rechte für Ausländer zu fordern, aber als au-
toritär, wenn gefragt wird, ob damit nicht unter 
den konkreten Bedingungen heutiger Gesell-

schaften Freiheits- und Schutzrechte von In-
ländern bedroht sind? Die Linke zumindest 
kann doch nicht blind dafür sein, dass Globa-
lisierung die Konkurrenz zwischen verschie-
denen Gruppen der Lohnarbeitenden verschärft 
hat und die Grenzen unter kapitalistischen 
Bedingungen zwangsläufig die Funktion haben, 
der Regulation dieser Konkurrenz zu dienen. 
Um den Charakter dieser Regulation muss 
zwangsläufig gekämpft werden.

Die Ambivalenz des Begriffs des Autori-
tären wird deutlich, wenn man auf die bekann-
ten „Studien über Autorität und Familie“ des 
Instituts für Sozialforschung von 1936, damals 
schon im Exil in den USA, zurückgreift. Im 
allgemeinen Teil zur Einführung in diese Stu-
dien schrieb Max Horkheimer: „Wenn wir 
vorläufig als autoritär jene inneren und äuße-
ren Handlungsweisen ansehen, in denen sich 
die Menschen einer fremden Instanz unter-
werfen, so springt sogleich der widerspruchs-
volle Charakter dieser Kategorie in die Augen. 
Das autoritäre Handeln kann im wirklichen 
und bewussten Interesse von Individuen und 
Gruppen liegen.“ (Horkheimer 1987: 24) Er 
macht auf den historisch-konkreten progres-
siven Charakter bestimmter Formen von 
Autorität in Familie und Gesellschaft aufmerk-
sam und schreibt: „[…] ob die bedingungslose 
Unterordnung unter einen politischen Führer 
oder eine Partei historisch nach vorwärts oder 
rückwärts weist, vermag allein die Analyse der 
jeweiligen gesellschaftlichen Situation in ihrer 
Totalitat zu beantworten“ (ebd.: 25). Gegen 
naive libertäre Vorstellungen vom Segen einer 
unbegrenzten negativen Freiheit der Einzelnen 
ist Horkheimers folgende Beobachtung ge-
richtet: „Die Lockerung von Abhängigkeits-
Verhältnissen, welche im bewussten und un-
bewussten Leben der Masse verwurzelt sind, 
gehört zu den größten Gefahren für eine be-
stehende gesellschaftliche Struktur und zeigt 
an, dass sie spröde geworden ist.“ (ebd.: 26) Die 
Überhöhung der negativen Freiheit der Einzel-
nen zur Freiheit schlechthin steht für Marx 
wie Horkheimer unter dem gut begründeten 
Verdacht, „eine Ideologie“ zu sein, „das heißt 
ein durch die spezifische Form des gesellschaft-
lichen Lebensprozesses notwendig bedingter 
Schein“ (ebd.: 41).
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Wieso aber unterwerfen sich Menschen, 
folgt man Horkheimers Bestimmung von 
„autoritär“, überhaupt einer „fremden Instanz“, 
wenn deren Vorgaben „im wirklichen und 
bewussten Interesse von Individuen und Grup-
pen liegen“?  In diesem Falle wären es doch die 
eigenen Interessen? Was in dieser Formulierung 
unreflektiert aufscheint, ist die tiefe Spannung 
der Interessen der vielen Einzelnen als Einzel-
ne und als Mitglieder eines Gemeinwesens. Es 
war Rousseau, der dies ins Zentrum seiner 
Sozialphilosophie rückte. In der Schrift „Vom 
Gesellschaftsvertrag“ heißt es: „Oft besteht ein 
großer Unterschied zwischen dem Willen aller 
(volonté de tous) und dem Gemeinwillen (vo-
lonté générale); letzterer zielt nur auf das Ge-
meininteresse (l’intérêt commun), ersterer auf 
das Einzelinteresse (l’intérêt privé) und ist nur 
die Summe von Einzelwillen (somme de vo-
lontés particulières)“ (Rousseau 1989: 403). 
Damit deckte Rousseau eine unleugbare Tat-
sache auf: Zwei Seelen wohnen in der Brust 
eines jeden, der in einer komplexen Gesellschaft 
lebt, in der die Reproduktion der unmittel-
baren Gemeinschaftsbeziehungen und die des 
Gesellschaftskörpers auseinanderfallen. Hegel 
hat dies als Gegensatz von Bourgeois und 
Citoyen aufgegriffen (Hegel 1981: 224-226, § 
187), dem bei ihm der eigentumslose „Pöbel“, 
das Proletariat, als fremd entgegensteht (Ruda 
2011), da es keine Allgemeininteressen haben 
könne. 

Bei Freud wurde die Spannung zwischen 
dem Individuum als Einzelner und als Gesell-
schaftsglied psychoanalytisch als Unterschei-
dung von „Es“ und „Über-Ich“ aufgenommen. 
Diese Spannung stelle dem „Ich“ die Aufgabe, 
zwischen beiden zu vermitteln und sie in ein 
lebensfähiges Verhältnis zu bringen. Fromm 
schrieb dazu: „Durch das Über-Ich wird die 
äußere Gewalt transformiert und zwar, indem 
sie aus einer äußeren in eine innere Gewalt 
verwandelt wird. Die Autoritäten als die Ver-
treter der äußeren Gewalt werden verinnerlicht, 
und das Individuum handelt ihren Geboten 
und Verboten entsprechend nun nicht mehr 
allein aus Furcht vor äußeren Strafen, sondern 
aus Furcht vor der psychischen Instanz, die es 
in sich selbst aufgerichtet hat.“ (Fromm 1987: 
84) Kant paraphrasierend könnte man auch 

sagen, dass Menschen gar nicht umhin können, 
in sich ein autoritatives Sittengesetz zu ver-
ankern, wenn sie autonom handeln wollen. Die 
Frage ist nur, für welches Sittengesetz sie sich 
entscheiden. Wirkliche Freiheit und Autonomie 
einerseits und verinnerlichte Autoritäten an-
dererseits bilden einen Gegensatz, dem nur um 
den Preis der Verdrängung ins Unterbewusst-
sein und damit aus dem Reich bewusster Re-
flexion ausgewichen werden kann. Alles dies 
verbietet eine naive Verurteilung von Autorität.

Der Terminus autoritär verschmilzt bei 
Kitschelt und Rehm, wie aber auch insgesamt 
in großen Teilen der Parteienforschung, die 
auf die genannten Befragungen zurückgreifen, 
unterschiedliche Positionen. Es werden die 
Werte von Gemeinschaftlichkeit (im Sinne 
einer In-Group-Orientierung), der Einhaltung 
von Gruppenregeln, des Anspruchs auf Schutz 
als Teil einer Gruppe einerseits mit Positionen 
der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 
(Heitmeyer 2010) oder eines „autoritären 
Charakters“ im Sinne von Erich Fromm ande-
rerseits in eins gesetzt. Fromm hatte den au-
toritären Charakter so definiert: „Wenn man-
gelnde Fähigkeit zum selbständigen Handeln 
die Einstellung des autoritären Charakters zum 
Stärkeren kennzeichnet, so bietet seine Ein-
stellung zum Schwächeren und Hilflosen eine 
Kompensation. Ebenso automatisch wie Macht 
in ihm Furcht und, wenn auch ambivalente, 
Liebe erweckt, erweckt Hilflosigkeit in ihm 
Verachtung und Hass.“ (Fromm 1987: 116.) 
Gerade das Kleinbürgertum sei dafür empfäng-
lich (Fromm 2000: 203). 

Um es drastisch auszudrücken: Eine Ver-
wendung des Terminus „autoritär“, der die 
genannte Differenz zwischen Gemeinschafts-
orientierungen und gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit einebnet, tendiert dazu, alle 
jene, die aufgrund der geringeren Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt („geringe Bildung“) und 
eines niedrigeren sozialen Erfolgs („niedriges 
Einkommen“) gleichzeitig soziale Umverteilung 
und Schutz durch Staat und Gesellschaft vor 
dem ungehinderten Wirken der Konkurrenz-
verhältnisse der Märkte fordern, zu verachten 
und, schlimmer noch, als „braune Dumpfba-
cken“ abzutun, die auf dem besten Wege in 
den rassistischen National-Sozialismus sind 
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oder dort schon angekommen. Wenn die Lin-
ke dem folgt und diese Gruppen als Pöbel 
aufgibt (so sehr plastisch und nachdrücklich 
Baron 2016), hat sie jede Chance auf Gegen-
Hegemonie und einen eigenständigen „Dritten 
Pol“ (Candeias 2016) jenseits des Soziallibe-
ralismus und der Neuen Rechten vertan. Es ist 
das eine, in den Enklaven der gehobenen 
Mittelschichten in den Metropolregionen die 
uneingeschränkte Freiheit der Einzelnen zu 
zelebrieren, es ist etwas anderes, in Gebieten 
mit weit höherer Kriminalität und Gewalt zu 
leben. Es ist das eine, den Zuzug billiger Ser-
vicekräfte für die oberen Mittelschichten zu 
begünstigen, es ist das andere, mit diesen 
Neumigranten auf dem leergefegten Markt für 
preiswerte Wohnungen zu konkurrieren.

Während die Achse Soziale Umverteilung 
vs. Stärkung der Märkte auf der Ebene der 
Instrumente argumentiert, mit denen sehr 
unterschiedliche Werte verfolgt werden kön-
nen,2 werden auf der Achse Libertär vs. Auto-
ritär von Kitschelt und Rehm wie vielen ande-
ren Wertbegriffe benutzt, die in ihrer Wider-
sprüchlichkeit nicht reflektiert werden. Da-
durch wird die von Max Weber erhobene 
Forderung nach der Wertfreiheit der wissen-
schaftlichen Instrumente bei gleichzeitiger 
Transparenz des Wertbezugs des Ziels der 
Forschungen verletzt (Weber 1922). Die For-
schung schafft damit im konkreten Fall nicht 
den Raum der analytischen Reflexion von 
wertenden Differenzen im politischen Spekt-
rum, sondern dupliziert die vorhandenen 
Klassifikationen jener, die für sich das Epithe-
ton libertär als positive Selbstbezeichnung 
reklamieren.

Wieso es so schwer ist, eine solidarische 
Linke zu formieren

Wenn man analog zur horizontalen Konflikt-
linie Soziale Umverteilung vs. Marktkonkurrenz 
auch die vertikale Konfliktlinie nicht unmittel-
bar über Werte, sondern über gesellschaftliche 
Mittel definieren würde, mit denen unter-
schiedliche Ziele verfolgt werden können, dann 
scheint es sinnvoll, die Kategorie libertär durch 
die des Primats individueller Freiheit im Sinne 

von negativer Freiheit der Einzelnen (Berlin 
2006) zu ersetzen. Es geht um die Stärkung der 
Rechte der Individuen, ausschließlich aus 
eigenem Ermessen heraus frei zu entscheiden. 
Anstelle der Kategorie autoritär würde, folgte 
man diesem Vorschlag, das Primat der Orien-
tierung an gemeinschaftlichen Zielen verwandt 
werden. Dies erlaubt es, vier grundlegende 
ideologische Orientierungen zu unterscheiden 
– die soziallibertäre, die marktliberale, die 
sozialpopuläre und die marktkonservative 
Orientierung (Abb. 3).

Wer Gegen-Hegemonie anstrebt, muss 
danach streben, die vorhandenen hegemonia-
len Verknüpfungen aufzulösen und die Ele-
mente wieder frei setzen, um sie in Momente 
neuer Verbindungen zu verwandeln (Laclau, 
Mouffe 2000: 143). Die zentralen politischen 
Projekte, die sich heute gegenüberstehen, sind 
nicht zufällig Projekte der Verbindung zweier 
sehr unterschiedlicher ideologischer Orientie-
rungen, wie Grafik 3 verdeutlicht. Anders 
würden sie auch nicht mehrheitsfähig sind 
können. In der Bundesrepublik dominiert 
gegenwärtig das sozialliberale Projekt, dass in 
der Ampel-Regierung seinen geradezu ideal-
typischen Ausdruck gefunden hat. Ihm steht 
mit der AfD eine Neue Rechte gegenüber als 
dem zweiten Pol. Weder die Nationalliberale 
noch eine Solidarische Linke vermochten bis-
her einen wirksamen Dritten Pol bilden. Das 
nationalliberale Projekt scheiterte mit der 
frühen AfD und Bernd Lucke, das Projekt einer 
solidarischen Linken droht im politischen 
Raum mit der Partei DIE LINKE zu scheitern.

Eine solidarische Linke kann sich nur dann 
erfolgreich formieren, wenn es ihr gelingt, eine 
Reihe von Aufgaben zu erfüllen. Die erste Auf-
gabe ist die, bei Hegel in die Schule zu gehen. 
Es ist kein Zufall, dass wirkungsstarke linke 
Politiker des 20. Jahrhunderts wie Lenin, Mao 
Zedong oder Gramsci sich intensiv mit der 
Hegelschen Dialektik auseinandergesetzt haben 
– sei es direkt oder wie bei Mao Zedong über 
Lenin, der am Beginn des Ersten Weltkriegs 
in die Berner Bibliothek ging und vier Monate 
lang Hegels „Wissenschaft der Logik“ studier-
te (siehe ausführlicher Brie 2017: 19-24). 
Linke Politik ist immer Segeln gegen den Wind 
der herrschaftlichen Verhältnisse, ist immer 
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mit deren Tendenz der Spaltung der subalter-
nen Klassen im Sinne von divide et impera 
konfrontiert. Am „Rande des Abgrunds“ 
(Gagnebin 2011: 285; siehe im Detail Eiland, 
Jennings 2020: 866-872) und konfrontiert mit 
den entgegenstürmenden Gewalten von Krieg, 
Judenverfolgung und dem Nichtangriffsvertrag 
zwischen Deutschland und der Sowjetunion 
schrieb Walter Benjamin im Spätwinter 1939/40: 
„Dialektiker sein heißt den Wind der Geschich-
te in den Segeln zu haben. Die Segel sind die 
Begriffe. Es genügt aber nicht, über die Segel 
zu verfügen. Die Kunst, sie setzen zu können, 
[um gegen den Sturm anzukreuzen – M. B.] ist 
das Entscheidende.“ (Benjamin 1982: 592) 
Nimmt man das stromlinienförmige Schiff mit 
seinem Kiel und dem Steuer als Metapher für 
eine handlungsfähige Organisation und die 
richtig gesetzten Segel als Symbol von Füh-
rungsfähigkeit, wird deutlich, was es heißt, die 
Widersprüche der Herrschaft zum Zwecke 
ihrer Überwindung zu nutzen. Diese Kunst 
haben offensichtlich viele linke Kräfte verlernt 
oder schlicht nie gelernt. 

Viel zu viel linke Politik erschöpft sich in 
gut gemeinter Realpolitik einerseits oder in 
noch besser gemeinter Verfolgung reiner 
Ideale andererseits. Eine die Herrschaftsver-
hältnisse transformierende und überwindende 
„revolutionäre Realpolitik“ (Luxemburg 1979: 
373) ist auf diese Weise unmöglich. Diese ver-
langt, sich auf die realen Widersprüche einzu-
lassen und sie zugleich gegenhegemonial, 
gegenherrschaftlich zu nutzen. Dies zumindest 
kann man bei Lenin lernen, der im Zusammen-
hang mit dem bewaffneten Osteraufstand in 
Irland 1916 schrieb: „[…] zu glauben, dass die 
soziale Revolution denkbar ist ohne Aufstände 
kleiner Nationen in den Kolonien und in Euro-
pa, ohne revolutionäre Ausbrüche eines Teils 
des Kleinbürgertums mit allen seinen Vor-
urteilen, ohne die Bewegung unaufgeklärter 
proletarischer und halbproletarischer Massen 
gegen das Joch der Gutsbesitzer und der Kirche, 
gegen die monarchistische, nationale usw. 
Unterdrückung – das zu glauben heißt der 
sozialen Revolution entsagen. […] Wer eine 
›reine‹ soziale Revolution erwartet, der wird 

Abb.3: Politische Projekte
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sie niemals erleben. Der ist nur in Worten ein 
Revolutionär, der versteht nicht die wirkliche 
Revolution.“ (Lenin 1971: 363, 364.)

Eine zweite Aufgabe besteht darin, die 
Überzeugung in größeren Teilen der Gesell-
schaft zu verankern, dass es eine wirkliche 
Alternative zum Kapitalismus gibt, der seit 
mehr als einem Jahrzehnt die Gesellschaften 
mit einer schweren Krise nach der anderen 
überzieht und jetzt in den Dauermodus eines 
Krisen- und Kriegskapitalismus übergegangen 
ist. Es ist im Zeitalter des neuen Krisen-, Ka-
tastrophen- und Kriegskapitalismus kein Zufall, 
dass eine neue Sozialismusdiskussion in den 
politisch-öffentlichen Raum drängt. Die Zeit 
des Verstummens nach dem „seltsamen Tod 
des Sozialismus“ (Dahrendorf 1990) ist vorbei. 
Im Mai 2022 erhielt ich die Nachricht: „41.613 
neue Arbeiten zum Thema ‚Theorien des So-
zialismus‘ wurden seit Ihrer letzten Suche in 
Academia veröffentlicht.“ Auch wenn tatsäch-
lich diese Suche mehrere Jahre zurückliegt, ist 
die Zahl doch bemerkenswert. Der Neolibe-
ralismus konnte das vom Marxismus-Leninis-
mus hinterlassene Vakuum nicht lange füllen. 
Jüngst sind immer neue Bücher und Grund-
satzartikel erschienen, die die Frage nach So-
zialismus ins Zentrum rücken. Nicht nur 
international, sondern auch im überschau-
baren deutschsprachigen Raum gibt es eine 
ganze Serie von Publikationen zum Sozialismus 
(Crome 2006; Dellheim u. a. 2012; Paech 2012; 
Klein 2013; Honneth 2015; Winker 2015; Dör-
re, Schickert 2019; Zelik 2020; Zeller 2020; 
Dörre 2021; Klein 2022).

Eine sozialistische Alternative muss heute 
anders als in der Vergangenheit in sich das 
Erbe von Liberalismus und Kommunismus 
aufnehmen (zu den sehr wenigen, die dies 
ausgehend von den Erfahrungen des Faschis-
mus und Stalinismus anstrebten, gehört Ernst 
Bloch 2007). Es gibt einerseits den Kampf des 
Liberalismus für persönliche Autonomie und 
Überwindung der Abhängigkeit von vorgefun-
denen Herrschaftsformen. Es geht um indivi-
duelle Freiheitsrechte und Handlungsmöglich-
keiten, um die Chance Einzelner, etwas Neues 
zu wagen, auch gegen heftigste Widerstände. 
Die Gestaltung von Wirtschaft und Politik 
ausgehend von der freien Initiative der Einzel-

nen und ihren selbstbestimmten Zusammen-
schlüssen steht im Zentrum. Dies war und ist 
zugleich ein Kampf gegen den Kommunismus 
der Allmende, der Gemeingüter und ihrer 
Verteilung nach den Bedürfnissen. Diese Ge-
meingüter und die gemeinschaftliche Regulie-
rung der Verfügung über sie wurden als Hin-
dernisse auf dem Weg zu einer offenen Gesell-
schaft der Freien gesehen. Es gibt andererseits 
den Kampf des Kommunismus gegen die 
Ausbeutungsstrukturen, die mit dem kapita-
listischen Privateigentum verbunden sind, und 
um die Bewahrung der Gemeingüter – der 
natürlichen wie der sozialen und kulturellen, 
ein Kampf um jene Gemeinschaftsformen, die 
Freiheit und Gleichheit substantiell zu be-
gründen vermögen. Dies war und ist auch ein 
Kampf gegen die Vorherrschaft privater Rech-
te und des Privateigentums und für die ge-
meinsame Kontrolle über die Produktions- und 
Reproduktionsmittel. In ein neues Verständnis 
von Sozialismus muss überzeugend beides 
eingehen – die Betonung der Freiheitsrechte 
der Einzelnen und der Kampf um die Gemein-
güter eines Lebens in Solidarität.

Sozialismus sollte als eine Gesellschaft 
verstanden werden, die sich erstens ihrer 
kommunistischen Fundamente bewusst ist und 
diese verantwortungsvoll bewahrt und stärkt, 
sich zweitens an den Werten von Freiheit, 
Gleichheit und Solidarität ausrichtet und 
drittens Menschen ermöglicht, ein erfülltes 
Leben zu führen. Dies alles ist nur möglich, 
wenn eine solche Gesellschaft über wirksame 
Akteure und Institutionen verfügt, die diese 
dreifache Aufgabe erfüllen. Sozialismus ist, 
folgt man diesem Verständnis, jene Bewegungs-
form der Widersprüche komplexer moderner 
Gesellschaft, die in der Lage ist, Ausbeutung, 
Unterdrückung und Entmündigung von Men-
schen durch Menschen und Ausbeutung der 
Natur hinter sich zu lassen. Als solche stellt 
Sozialismus tatsächlich den überlebenswich-
tigen Weg dar, der über Liberalismus und 
Kommunismus hinausgeht. Die kommunisti-
schen Fundamente bilden die gemeinsame 
„Erde“ dieser Gesellschaft; Freiheit, Gleichheit 
und Solidarität die Fixsterne am „Himmel“; 
und die Akteure und Institutionen des Sozia-
lismus sollten die Fähigkeit entwickeln, zwi-
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schen diesem Himmel und dieser Erde zu 
vermitteln. Jede und jeder erhalten damit die 
Chance, ein erfülltes, reiches Leben zu führen. 
Sozialismus kann dafür nur die Möglichkeiten 
schaffen, einlösen müssen die Menschen die-
se Möglichkeiten selbst. 

Die dritte Aufgabe bei der Gründung einer 
solidarischen Linken ist die Arbeit an einem 
neuen klassenverbindenden Bündnis (Candei-
as 2017). Der Siegeszug des neoliberalen Fi-
nanzmarkt-Kapitalismus war nur möglich, weil 
er verhindern konnte, dass die mit der „Wis-
sensgesellschaft“ aufstrebenden neuen Grup-
pen mit höherer Bildung ein Bündnis mit der 
„alten“ organisierten Arbeiterbewegung ein-
gingen. Die Herrschenden betrieben erfolgreich 
Klassenspaltung. Der Neoliberalismus konnte 
deshalb hegemonial werden, weil er die Frei-
heitsansprüche neuer sozialer Schichten und 
Generationen mit dem Projekt des Umbaus 
des Sozialstaats in den Wettbewerbsstaat einer 
den Interessen der Kapitaloligarchien unter-
geordneten Globalisierung zu verbinden ver-
mochte. Die Entfesselung der Märkte wurde 
zum Freiheitsversprechen gemacht. Die sozia-
le Frage wurde durch die Frage der Freiheit der 
Individuen, der Unternehmen, der Erfolg-
reichen abgelöst. Anstelle sozialer Bindung 
wurde der Kult der Freiheit der Einzelnen ins 
Zentrum gerückt (Boltanski, Chiapello 2003). 
Wenn die Linke zu einem eigenen „Dritten 
Pol“ werden will, der die Kräfteverhältnisse 
umzugestalten vermag, dann müsste es ihr 
gelingen, die Dominanz des Konflikts zwischen 
individuellem Freiheitsversprechen und Ge-
meinschaftsorientierung (die vertikale Konflikt-
achse) zu überwinden und die horizontale 
Konfliktachse wieder ins Zentrum der gesell-
schaftspolitischen Auseinandersetzungen 
zurück zu rücken. Es geht um eine materialis-
tische Wendung, die auch das Kulturelle als 
Ausdruck der realen gesellschaftlichen Praxis 
und der in ihnen eingeschriebenen sozialen 
Ungleichheits- und Ausbeutungsverhältnisse 
begreift.

Über das Interregnum hinaus

Dies wäre kein Zurück zur Vergangenheit, 
sondern dialektische Aufhebung des jetzigen 
Großkonflikts, indem die erzielten Freiheits-
gewinne, die gewachsene Bedeutung von 
Fragen des Geschlechts und der sexuellen 
Orientierung, der Ethnie und Herkunft integ-
riert werden in eine neue Politik der sozialen 
Gerechtigkeit, die den dezidierten Schutz der 
Schwachen, die Sensibilität für die transnatio-
nalen Dimensionen der Ungleichheit, die so-
zialökologische Umgestaltung der Gesellschaft, 
Wirtschaftsdemokratie, inklusive Städte und 
Regionen für alle und partizipatorische Demo-
kratie miteinander verbinden (Dörre 2021; 
Winker 2021; Fraser 2022) und auch die dafür 
notwendige Regulationsweise und demokra-
tischen Formen entwickeln (Klein 2022).

Dies ist aber nur möglich, wenn es der 
Linken gelingt, die liberale Identifikation von 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
einerseits mit Orientierungen an gemeinschaft-
lichen Werten und Lebensformen andererseits 
aufzubrechen. Es ist diese Konstruktion, die 
in das generalisierte Feindbild des „Autoritären“ 
und des „Autoritarismus“ mündete. Umgekehrt 
muss die Linke die Reduktion von Freiheit auf 
die negative Freiheit der Individuen angreifen, 
die das heutige Bündnis von „grünen“ und 
„libertären“ Parteien mit den Kräften der 
Marktfreiheit begründet. Bei Freiheit geht es 
auch um die gemeinsame Entscheidung dar-
über, wie ein Gemeinwesen gestaltet wird. 
Freiheit kann, um noch einmal auf Isaiah 
Berlin zu verweisen, auch die Freiheit sein, 
positiv zu entscheiden, was in einer Gesellschaft 
geboten ist. Und außerdem geht es immer 
darum, wie diese Freiheit genutzt wird, welche 
Substanz sie hat, welche Ziele verfolgt werden, 
welche Gesellschafts- und Lebensentwürfe 
verfolgt werden. Eine neue Dominanz des 
Sozialen in den gesellschaftspolitischen Kämp-
fen braucht einen neuen Begriff von Freiheit, 
der mehrdimensional ist (Brie 2016).

Konkret wird eine solche die Lohnarbei-
tenden verbindende Politik dann, wenn ver-
bindende Einstiegsprojekte (Brangsch 2014; 
Institut für Gesellschaftsanalyse & Friends 
2020) entwickelt werden. Erfolge dabei zeigten 
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sich in der Wohnungsfrage und bei Forderun-
gen eines ÖPNV, bei dem die Fahrentgelte sehr 
gering sind, wie das Neun-Euro-Ticket zeigte. 
Es eröffnete Geringverdienern und Einkom-
mensschwachen wieder den Zugang zur eige-
nen Stadt und dem Umland und war zugleich 
ökologisch. Auch die Forderung nach einer 
sehr preiswerten Grundversorgung mit Wasser 
und Energie bzw. die Schaffung von Jobs im 
Bereich des sozialökologischen Umbaus ge-
hören dazu. Alle diese Forderungen werden 
gerade von denen mit niedrigem Einkommen 
besonders unterstützt (Arbeitsgruppe des 
Vorstands der Rosa-Luxemburg-Stiftung 2022: 
23).

Alle philosophische Dialektik, alle Arbeit 
an neuen Alternativvorstellungen, alle Bemü-
hungen, solidarische Einstiegsprojekte zu 
entwickeln, reichen aber nicht. Ideen müssen 
viertens Organisation werden, wenn sie wirken 
sollen. Ein linkes Mosaik (Urban 2009) zerbricht 
schnell an jedem Konflikt. Besonders im poli-
tischen Raum fehlt in fast allen westlichen 
Ländern eine starke linke politische Kraft. Die 
Projekte von Sanders und Corbyn scheiterten 
vorerst. Das von Jean-Luc Mélenchon geführ-
te Bündnis NUPES (Nouvelle union populaire 
écologique et sociale) muss sich erst noch 
bewähren. Ohne festen Halt im politischen 
System können soziale Bewegungen nicht über 
Achtungserfolge hinauskommen und Gewerk-
schaften haben keinen Partner für einen wirk-
lichen Politikwechsel.

Ein Blick auf die vier genannten Aufgaben 
begründet, warum es im parteipolitischen 
Raum so schwierig ist, eine erfolgreiche Re-
präsentanz einer solidarischen, die Lohnarbei-
tenden verbindenden Linken aufzubauen. 
Angesichts der Fundamentalkrise der heutigen 
kapitalistischen Gesellschaften muss dies aber 
nicht so bleiben. Solche organischen Krisen 
erzeugen ein Interregnum (Gramsci 1992: 
493f.) und dies sind Zeiten von Aufbrüchen, 
wenn auch mit ungewissem Ausgang. Aber sie 
können, wie schon in der Geschichte, zu Zei-
ten einer neuen, einer solidarischen Linken 
werden.
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